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Leerer Stuhl in New York
In der UNO beginnt die 2. Verhandlungsrunde zum Atomwaffenverbot – ohne Deutschland
Mit einem Ächtungsvertrag wollen
Friedensorganisationen und atom-
waffenfreie Staaten die nukleare
Abrüstung forcieren. Deutschland
und die NATO-Staaten boykottie-
ren die Verhandlungen.

Von Hubert Thielicke

Heller Lichtschein fiel in der Nacht
zum 13. Juni auf das Gebäude des
Auswärtigen Amtes in Berlin. Mit ei-
ner Lichtprojektion machte die In-
ternationale Kampagne zur Abschaf-
fung von Atomwaffen (ICAN) auf ei-
ne politische Leerstelle aufmerksam:
»Die UN verhandeln ein Atomwaf-
fenverbot. Deutschland aber fehlt!«
Symbolträchtig daneben ein leerer
Stuhl. Am heutigen Donnerstag be-
ginnt am UN-Sitz in New York die
zweite und möglicherweise letzte
Verhandlungsrunde über ein inter-
nationales Verbot der Massenver-
nichtungswaffen.
Seit dem Abschluss des neuen

START-Abkommens von 2010 über
die Reduzierung der strategischen
Nuklearwaffen der USA und Russ-
lands schien es still geworden zu sein
umweitere nukleare Abrüstung. Doch
nichtstaatliche Organisationen wie
ICAN und Internationale Ärzte für die
Verhütung des Atomkrieges (IPPNW)
haben ihre Aktivitäten für die voll-
ständige Abschaffung der Nuklear-
waffen intensiviert. Gemeinsam mit
atomwaffenfreien Staaten organi-
sierten sie 2013 und 2014 Konferen-
zen in Norwegen, Mexiko und Ös-
terreich, die auf die verheerenden
Folgen des Einsatzes von Kernwaffen
aufmerksam machten.
Mit großer Mehrheit beschloss

schließlich die UN-Vollversammlung
im vergangenen Jahr eine Konferenz
zur Verhandlung eines Verbotsver-
trages. Doch es gab auch massiven
Widerstand. Vor allem die Kernwaf-
fenstaaten und ihre Verbündeten, da-
runter Deutschland, stimmten dage-
gen. Allerdings sieht sich die Bun-
desregierung in der Klemme. Sie be-
teuert zwar das Ziel einer kernwaf-
fenfreien Welt, sträubt sich aber, an
den New Yorker Verhandlungen teil-
zunehmen. Zur Begründung wird ei-
ne lange Liste von »Argumenten« an-
geführt: Ohne die Atomwaffenstaa-
ten seien Verhandlungen nicht mög-
lich, es könne langfristig nur um ein
schrittweises Verbotsverfahren ge-
hen, nötig seien umfassende Kont-
rollen, der Vertrag über die Nicht-
verbreitung von Kernwaffen (NPT)
werde gefährdet.
Schon ein Blick auf dieses Abkom-

men zeigt die Fadenscheinigkeit der
Argumentation. Der NPT sieht in Ar-
tikel VI Verhandlungen zur nuklea-
ren Abrüstung vor; zudem wäre na-
türlich ein umfassendes Verbot die
beste Garantie für die Nichtverbrei-

tung. Auch deshalb muss letztlich
noch das »gegenwärtige sicherheits-
politische Umfeld« herhalten – die
»russische Gefahr« mache Verhand-
lungen unmöglich. Nur ab und an
lässt man die Katze aus dem Sack und
gibt zu verstehen: Es sind die USAund
das NATO-Bündnis, die eine Teilnah-
me verhindern. Bekannt wurde, dass
die Obama-Administration im Okto-
ber 2016 in einem internen Schrei-
ben die Verbündeten davor warnte,
der UN-Resolution zuzustimmen und

an künftigen Verhandlungen teilzu-
nehmen. Das Projekt würde die Nuk-
learpolitik des Nordatlantik-Paktes
gefährden.
Das hielt aber 120 UN-Mitglied-

staaten nicht von der ersten Verhand-
lungsrunde im März ab, in deren Er-
gebnis die Konferenzpräsidentin den
Entwurf einer »Konvention über das
Verbot von Kernwaffen« vorlegte. Er
sieht unter anderem vor, solche Waf-
fen nicht zu entwickeln, herzustel-
len, anderweitig zu erlangen, zu be-

sitzen, zu lagern und weiterzugeben.
Die Teilnehmer dürfen sie auch nicht
auf ihrem Territorium stationieren
lassen.
Damit wurde ein Mittelweg ge-

wählt zwischen einem allgemein-de-
klaratorischen Verbot und einem
Vertrag, der auch detaillierte Maß-
nahmen zur Vernichtung vorsieht.
Faktisch wird impliziert, dass sich
Nichtkernwaffenstaaten dem Ab-
kommen anschließen, Besitzerstaa-
ten die Waffen also vorab vernich-
ten. Eine weitere Möglichkeit könn-
ten Zusatzprotokolle über die Elimi-
nierung der Waffen sein.
Vor allem hierzu wird es in New

York weitere Diskussionen geben.
Insgesamt berücksichtigt das Projekt
stark die bisher mit kernwaffenfreien
Zonen gemachten Erfahrungen. So
wurde der Vertrag über eine solche
Zone in Afrika 1996 möglich, also
nach der Vernichtung der Atomwaf-
fen Südafrikas. Zehn Jahre später
kam es zum Vertrag über eine ent-
sprechende Zone in Zentralasien,
nachdem die ursprünglich sowjeti-
schen Kernwaffen vom Territorium
Kasachstans entfernt worden waren;
mit Blick auf den Fliegerhorst Bü-
chel, wo nach wie vor US-amerika-
nische Atombomben lagern sollen,
eine für Deutschland sehr interes-
sante Erfahrung.
Insgesamt wäre ein derartiger

Ächtungsvertrag ein wesentlicher
Schritt zur endgültigen Abschaffung
der Nuklearwaffen. Er würde den po-
litischen Druck auf die Besitzerstaa-
ten erhöhen. Für Deutschland stellt
sich nach wie vor die Frage: der Ver-
antwortung als Friedensmacht nach-
kommen oder weiter an der nuklea-
ren Teilhabe im Rahmen der NATO
festhalten?

Bürgerunmut
Die große Mehrheit der Deutschen
kritisiert die Atomwaffenpolitik der
Bundesregierung. Drei von vier Bür-
gern möchten einer repräsentativen
Meinungsumfrage zufolge, dass sich
die Bundesrepublik an den interna-
tionalen Verhandlungen über ein
Verbot der Massenvernichtungswaf-
fen beteiligt. Die Umfrage wurde von
der Internationalen Kampagne zur
Abschaffung von Atomwaffen
(ICAN) bei YouGov Deutschland in
Auftrag gegeben. Befragt wurden
2072 Personen, die Ergebnisse wur-
den gewichtet und sind repräsentativ
für die deutsche Bevölkerung über
18 Jahren. Danach fordern 75 Pro-
zent die Teilnahme an den Ver-
handlungen, nur zwölf Prozent sind
dagegen; der Rest machte keine An-
gaben. ICAN/nd
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US-Justizminister reagiert
empört auf Vorwürfe
in der Russland-Affäre
Washington. Mit Empörung hat
US-Justizminister Jeff Sessions auf
Vorwürfe reagiert, er habe wäh-
rend des US-Wahlkampfes heim-
liche Absprachen mit Russland
getroffen. Dies sei eine »schockie-
rende und abscheuliche Lüge«,
sagte Sessions vor dem Geheim-
dienstausschuss des Senats. Weil
sich Sessions nicht zum Inhalt sei-
ner Gespräche mit Präsident Do-
nald Trump äußern wollte, war-
fen die Demokraten dem republi-
kanischen Minister vor, die Un-
tersuchung der Affäre durch den
Kongress zu behindern. Zum Auf-
takt sagte Sessions, er wolle seine
Ehre gegen »verleumderische und
falsche Anschuldigungen« vertei-
digen. Nie habe er mit russischen
Regierungsmitarbeitern über »ir-
gendwelche Arten von Einmi-
schungen in irgendwelche Kam-
pagnen oder Wahlen« gespro-
chen. Auch wisse er nichts davon,
dass andere Trump-Mitarbeiter
solche Gespräche geführt hätten.
Der damalige Senator und Wahl-
kampfberater Trumps hatte sich
vergangenes Jahrmindestens zwei
Mal mit dem russischen Botschaf-
ter Sergej Kisljak getroffen. Er ver-
schwieg die Begegnungen jedoch,
später wurden sie von der Presse
enthüllt. AFP/nd

Kongressabgeordneter
durch Schüsse verletzt
Washington. Bei einer Schießerei
auf einem Sportplatz nahe Wa-
shington ist ein führender Kon-
gressabgeordneter der Republika-
ner verletzt worden. Der Parla-
mentarier Steve Scalise wurde am
Mittwoch während eines Base-
ball-Trainings in Alexandria im
Bundesstaat Virginia angeschos-
sen, wie sein Fraktionskollege Mo
Brooks im Fernsehsender CNN be-
richte. Nach Angaben der Polizei
gab es mehrere Verletzte. Sie
nahm einen Verdächtigen fest.
Scalise, der zur republikanischen
Fraktionsführung im Repräsen-
tantenhaus gehört, wurde laut
Brooks in die Hüfte getroffen. Er
sei dann vom Spielfeld wegge-
krochen, während der Schütze
weiter gefeuert habe. Nach An-
gaben dieses Augenzeugen wur-
den noch mindestens drei weitere
Menschen getroffen. Dabei han-
dele es sich umzwei Polizisten und
einen Beschäftigten des Kongres-
ses. Insgesamt hätten sich rund 25
Mitglieder von Repräsentanten-
haus und Senat auf dem Sport-
platz aufgehalten, sagte der Se-
nator Jeff Flake. AFP/nd

Australien: Reiseverbot
für verurteilte Pädophile
Canberra. Als erstes Land will
Australien gegen verurteilte Pä-
dophile ein Ausreiseverbot ver-
hängen. Künftig soll Straftätern,
die Minderjährige sexuell atta-
ckiert haben, der Reisepass abge-
nommen werden können. Die
konservative Regierung brachte
dazu am Mittwoch in Canberra ei-
nen Gesetzentwurf ins Parlament
ein. Damit könnten mindestens
3200 verurteilte Pädophile an der
Ausreise gehindert werden. Dabei
geht es besonders um den Schutz
von Kindern in ärmeren asiati-
schen Ländern. dpa/nd

Marshallinseln fordern
Klimaanstrengungen
Straßburg. Die Präsidentin der
Republik Marshallinseln, Hilda
Heine, hat die Staaten zur Ein-
haltung der Zielvorgaben des Pa-
riser Klimaabkommens aufgeru-
fen. Die 50 000 Einwohner ihres
Landes seien vom Klimawandel
besonders betroffen, sagte sie am
Mittwoch vor dem Europaparla-
ment in Straßburg. »Wir sehen
überall denOzean,wir könnenuns
nirgendwo verstecken, wenn der
Meeresspiegel ansteigt.« Heine
zufolge wird das aus fünf Inseln
und 29 Korallenriffen bestehende
Land im Nordpazifik seit Jahren
von Naturkatastrophen heimge-
sucht – von langen Dürreperioden
und Überschwemmungen. AFP/nd

Arsenale
des Todes
Kernwaffen werden
weltweit modernisiert

Von Olaf Standke

Am 16. Juli 1945 explodiert die
erste Atombombe in derWüste von
New Mexico, drei Wochen später
setzten die USA erstmals die
schrecklichsten aller Massenver-
nichtungswaffen ein und zerstör-
ten Hiroshima und Nagasaki. Noch
heute sterben Menschen an den
Folgen des radioaktiven Fallout.
Kernwaffen wurden in den Zeiten
des Kalten Krieges zur abschre-
ckendenWährung derMacht – und
blieben es auch nach Ende des Ost-
West-Konflikts. Die Zahl der
Atomwaffenmächte stieg sogar;
die der nuklearen Sprengköpfe ist
zwar geschrumpft, liegt aber wei-
ter im irrationalen Overkill-Be-
reich.
Weltweit wurden 2016 nach

Angaben des Stockholmer Frie-
densforschungsinstituts SIPRI
über 15 000 nukleare Sprengköp-
fe erfasst. Mehr als 90 Prozent ge-
hören Russland (7290) und den

USA (7000). Zu den fünf »offizi-
ellen«, durch den Atomwaffen-
sperrvertrag (NPT) anerkannten
Kernwaffenmächten zählen zu-
dem Frankreich (300), Großbri-
tannien (215) und China (260).
Aufgestiegen in diesen exklusiven
Klub sind Indien (120), Pakistan
(130) und Nordkorea (geschätzt
zehn). Im Falle Israels, das den
Besitz von Atomwaffen nie dezi-
diert zugegeben hat, gehen die
Experten von 80 nuklearen
Sprengköpfen aus. Über 4000
Atomwaffen sind umgehend ein-
satzfähig, etwa 1800 sollen sich in
höchster Alarmbereitschaft
(Launch-On-Warning) befinden,
um gegnerische Ziele in wenigen
Minuten zu erreichen. Im Fall der
Fälle auch präventiv, wie bei-
spielsweise die Londoner Regie-
rung unlängst bekräftigt hat.
Großbritannien will seine Atom-
flotte um vier zusätzliche, mit Tri-
dent-Raketen ausgerüstete U-
Boote erweitern. Kostenpunkt: 31
Milliarden Pfund Sterling (etwa
35 Mrd. Euro).
Im Rahmen der sogenannten

nuklearen Teilhabe der NATO la-
gern 180 US-amerikanische
Atomwaffen auch in Belgien, den
Niederlanden, Italien, der Türkei
und in Deutschland, wo noch im-
mer 20 B61-Bomben auf dem Flie-
gerhorst Büchel vermutet wer-
den. Die Bundeswehr stellt Flug-
zeuge und Piloten für einen mög-
lichen Einsatz.
Geschätzt geben die Atomwaf-

fenstaaten stündlich etwa zwölf
Millionen Dollar für ihre Arsenale
aus,weltweit sind das im Jahr über
100 Milliarden Dollar. Schon mit
der Hälfte könnte man Armut,
Hunger und Krankheiten in den
Entwicklungsländern nachhaltig
bekämpfen. Doch während die
atomare Abrüstung längst ins Sto-
cken geraten ist, werden gewalti-
ge Summe für die Modernisie-
rung der Atomstreitkräfte ausge-
geben. Die Waffenausrüstung der
russischen »Atom-Triade« habe
sich verdoppelt, erklärte unlängst
Moskaus Verteidigungsminister
Sergej Schoigu, gerade werde die
Kriegsmarine planmäßig mit neu-
en U-Booten der Borej-Klasse aus-
gerüstet. Rund eine Billion Dollar
könnte das in der Obama-Ära auf-
gelegte US-amerikanische Pro-
gramm über 30 Jahre verschlin-
gen. Auch Nachfolger Donald
Trump will die Arsenale ausbau-
en: »Solange Staaten Atomwaffen
haben, werden wir im Rudel ganz
oben stehen.« Das mit der Regie-
rung inMoskau geschlossene neue
Abrüstungsabkommen für strate-
gische Waffen »New Start« sei für
die USA nur »ein weiteres schlech-
tes Geschäft« gewesen.

»Wenn wir Atom-
waffen haben,
warum setzen wir
sie nicht ein?«
US-Präsident
Donald Trump

Anstand wird Gesetz
Paris will Politiker Mores und Moral lehren

Mit einem Reformpaket für mehr
Anstand in der Politik will die fran-
zösische Regierung künftig politi-
sche Affären verhindern.

Paris. Das Kabinett in Paris brachte
am Mittwoch unter anderem ein Ge-
setz auf den Weg, das Abgeordneten
eine Beschäftigung naher Verwand-
ter als Assistenten verbietet. Geplant
sind außerdem strengere Regeln zur
Beratertätigkeit von Parlamentariern
und zur Vermeidung von Interessen-
konflikten.
Mit dem Gesetzespaket, dessen

Grundzüge Anfang Juni vorgestellt
wurden, reagiert die neue Regierung
auch auf die Scheinbeschäftigungs-
affäre um den gescheiterten konser-
vativen Präsidentschaftskandidaten
François Fillon. Der Ex-Premiermi-
nister soll seine Ehefrau jahrelang als
parlamentarische Mitarbeiterin be-
zahlt haben, obwohl sie gar nicht für
ihn arbeitete. Skandale wie dieser ha-
ben das Vertrauen der Franzosen in
die Politik schwer erschüttert.
Allerdings ist jetzt ausgerechnet

der für das Reformpaket zuständige
Justizminister François Bayrou eben-
falls in den Strudel einer Scheinbe-

schäftigungsaffäre geraten. Bei sei-
ner Zentrumspartei MoDem sollen
Mitarbeiter von EU-Parlamentariern
laut Medienberichten in Wirklichkeit
Parteiaufgaben übernommen haben.
Die investigative Satirezeitung »Le

Canard Enchaîné« berichtete am
Mittwoch, dies sei auch bei Bayrous
Privatsekretärin der Fall gewesen, die
als EU-Parlamentsassistentin bezahlt
wurde. Die französische Justiz leitete
bereits Vorermittlungen ein.
Bayrou wies die Vorwürfe amMitt-

woch zurück: Es habe bei MoDem
»niemals« Scheinbeschäftigungsstel-
len gegeben, sagte der Justizminis-
ter. Die Mitarbeiter hätten Teilzeit-
verträge gehabt und entsprechend
teilweise für die EU-Abgeordneten
und teilweise für die Partei gearbei-
tet. Es sei alles »legal« abgelaufen.
Die Vorwürfe schwächen aber die

Position des Politikveteranen, der vor
der Wahl ein Bündnis mit dem spä-
teren Sieger Emmanuel Macron ein-
gegangen war. Für Wirbel sorgte zu-
letzt ein Anruf, mit dem sich Bayrou
beim öffentlich-rechtlichen Radio
France über Recherchen zur Schein-
beschäftigungsaffäre beschwerte.
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Gewalt und Leiden
UNO-Generalsekretär beklagt Lage in Afghanistan

Die UN stünden in dieser Zeit der
Gewalt und des Leidens an der
Seite Afghanistans, sagte Gene-
ralsekretär Guterres in Kabul.

Kabul. UNO-Generalsekretär Anto-
nio Guterres ist in Kabul eingetrof-
fen. Die afghanische Hauptstadt
hatte Anfang Juni die blutigste Wo-
che seit demBürgerkrieg in den90er
Jahren erlebt. Bei zwei großen An-
schlägen sowie Demonstrationen
für mehr Sicherheit im Land waren
rund 180 Menschen getötet und
mehr als 600 verletzt worden. Lan-
desweit verschärft sich der Kriegmit
den radikalislamischen Taliban.
Zum Auftakt seines Besuchs traf

Guterres sich mit Kriegsvertriebe-
nen, die aus ihren Heimatorten ge-
flohen waren. Sie seien unter den
»Verletztlichsten in diesem schreck-
lichen Konflikt«, sagte Guterres.
»Wir können diese Menschen nicht
so leiden lassen.« Die Welt müsse
das Ausmaß der Hilfe ausbauen.
Die dreifacheMigrationskrise der

Afghanen ist ein Thema, das Gu-
terres als EX-Chef des Flüchtlings-
hilfswerks UNHCR nahesteht. Zum
einen sind wegen der sich verschär-

fenden Gewalt seit Anfang 2016
mehr als 785 000 Afghanen zu Bin-
nenflüchtlingen geworden. Außer-
dem kehren seit 2016 Hunderttau-
sende afghanische Flüchtlinge
zwangsweise aus Pakistan zurück.
Nur wenige bekommen Hilfe.
Geschätzte 250 000 Afghanen

hatten außerdem allein 2016 das
Land in Richtung Europa verlassen.
Viele europäische Staaten schicken
weiter abgelehnte Asylbewerber
zurück. Deutschland hat die Ab-
schiebungen nach der blutigen Wo-
che Anfang Juni ausgesetzt.
Unterdessen ist ein aus Schwe-

den abgeschobener Flüchtling ist
nach seiner Rückkehr nach Afgha-
nistan Aktivisten zufolge bei einem
Bombenanschlag getötet worden.
Der Jugendliche habe zu einer
Gruppe von 20 Asylbewerbern ge-
hört, die am 30. Mai aus Schweden
abgeschoben worden sei, teilte die
Menschenrechtsorganisation Hu-
manRightsWatch amMittwochmit.
Am 3. Juni sei er bei einem Bom-
benanschlag in Kabul getötet wor-
den. HRW forderte europäische
Länder auf, dem deutschen Vorge-
hen zu folgen. Agenturen/nd


